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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Entscheidung des Rates zur Errichtung eines Europäischen Fonds 


für währungspolitische Zusammenarbeit 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Entschließung des Rates und der Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 22. März 
1971 über die stufenweise Verwirklichung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion ist die Errichtung eines 
Europäischen Fonds für währungspolitische Zusam- 
menarbeit vorgesehen, der sich später in eine ge- 
meinschaftliche Zentralbankorganisation eingliedern 
soll. 

Aufgabe des Fonds soll es sein, zur stufenweisen 
Verwirklichung einer Wirtschafts- und Währungs- 
union zwischen den Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft beizutragen, die im 
Endstadium unter monetären Gesichtspunkten ge- 
kennzeichnet ist durch: 

— entweder die volle und irreversible Konvertibili- 
tät bei unwiderruflichen Wechselkursen zwischen 
den Gemeinschaftswährungen, 

— oder die Schaffung einer gemeinsamen Währung. 

Die diesbzüglichen Stellungnahmen des Wäh- 
rungsausschusses vom 5. September 1972 und des 
Ausschusses der Zentralbankpräsidenten vom 11. 
Oktober 1972 liegen dem Rat vor; ferner wurde auf 
dem Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs 
in Paris am 19. und 20. Oktober 1972 beschlossen. 


' daß der Fonds vor dem 1. April 1973 errichtet wer- 
den soll. 

Es ist bereits jetzt erforderlich, den Fonds gemäß 
i den Vereinbarungen zwischen den Zentralbanken 
I der Gemeinschaft vom 8. Dezember 1969 und 10. 

I April 1972 damit zu beauftragen, den Ausgleich 
der aus den Interventionen in Gemeinschaftswäh- 
I rungen entstehenden Salden zu erleichtern, wodurch 
: die Multilateralisierung des innergemeinschaftlichen 
Saldenausgleichs gesichert wird, und eine gemein- 
same Verwaltung des Systems der Finanzierung für 
: sehr kurze Fristen, das in der Vereinbarung über 
; die Bandbreitenverringerung vorgesehen ist, und 
j des zwischen den Zentralbanken der Mitgliedstaa- 
ten vereinbarten kurzfristigen Währungsbeistands 
i zu gewährleisten; zu diesem Zweck ist eine euro- 
I päische Rechnungseinheit zu verwenden. 

Die Übertragung dieser Aufgaben bedeutet nur 
eine erste Stufe zur schrittweisen Entwicklung des 
Fonds, und die zuständigen Institutionen der Ge- 
i meinschaft sind bereits beauftragt, einen Bericht 
I über die Anpassung des kurzfristigen Währungs- 
beistands bis spätestens zum 30. September 1973 
! und einen Bericht über die Bedingungen einer schritt- 
! weisen Vergemeinschaftung der Währungsreserven 
bis spätestens zum 31. Dezember 1973 vorzulegen; 
es ist daher wichtig, die Satzung des Fonds so zu 
gestalten, daß sie eine allmähliche Ausweitung sei- 
ner Aufgaben gestattet. 

I 

I Die Errichtung des Fonds ist für die Verwirkli- 
I chung der Ziele der Gemeinschaft, insbesondere für 
j die schrittweise Angleichung der Wirtschaftspolitik 
' der Mitgliedstaaten, für das Funktionieren des Ge- 
; meinsamen Marktes und die Verwirklichung der 
I Wirtschafts- und Währungsunion notwendig; die 
I für die Errichtung dieses Fonds erforderlichen 
I Rechtsgrundlagen sind aber im Vertrag nicht vorge- 
' sehen - 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Es wird ein Europäischer Fonds für währungspoli- 
tische Zusammenarbeit, nachstehend „Fonds" ge- 
nannt, errichtet; er besitzt eine eigene Rechtsper- 
sönlichkeit. 

A r t i k el 2 

Im Rahmen seiner Zuständigkeit fördert der Fonds: 

— das Funktionieren des Systems der schrittweisen 
Verringerung der Bandbreiten zwischen den Ge- 
meinschaftswährungen, 

— die Fortentwicklung der Interventionen in Ge- 
meinschaftswährungen auf den Devisenmärkten, 

— den Saldenausgleich zwischen Zentralbanken im 
Hinblick auf eine konzertierte Reservenpolitik. 

Artikel 3 

Im ersten Stadium seiner Tätigkeit soll der Fonds 
gewährleisten; 

— die zum guten Funktionieren des Devisensystems 
der Gemeinschaft erforderliche Konzertierung; 

— die Multilateralisierung der aus den Interven- 
tionen der Zentralbanken in Gemeinschaftswäh- 
rungen entstehenden Salden und die Multilate- 
ralisierung des innergemeinschaftlichen Salden- 
ausgleichs; 


— die Verwaltung der im Abkommen zwischen Zen- 
tralbanken der erweiterten Gemeinschaft vom 
10. April 1972 vorgesehenen Finanzierung für 
sehr kurze Fristen und des im Abkommen der 
Zentralbanken der Gemeinschaft vom 8. Dezem- 
ber 1969 vereinbarten kurzfristigen Währungs- 
beistands, dem die Zentralbanken Dänemarks, 
Irlands und des Vereinigten Königreichs mit Wir- 
kung vom 8. Januar 1973 beigetreten sind, und 
deren Zusammenfassung in einem erneuerten Me- 
chanismus. 

Artikel 4 

Als Verwaltungsregeln werden die Bestimmungen 
der in Artikel 3, dritter Gedankenstrich, genannten 
Abkommen vom Fonds übernommen; sie ersetzen 
diese Abkommen. Die notwendigen technischen An- 
passungen dieser Bestimmungen werden durch das 
Verwaltungsorgan des Fonds beschlossen. Dabei 
dürfen jedoch deren wesentliche Merkmale, und ins- 
besondere die darin vorgeschriebenen Konsultations- 
verfahren, nicht geändert werden. 

Artikel 5 

Anlage 1 der vorliegenden Entscheidung enthält die 
Satzung des Fonds; sie ist integrierender Bestandteil 
dieser Entscheidung. 

Artikel 6 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
9. Februar 1973 - 1/4 (IV/ 1 ) -680 70 -E-Fo 2/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 25. Januar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beigefügt. 
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Anlage 1 


Satzung des Europäischen Fonds für währungspolitische Zusammenarbeit 


Artikel 1 

Der Fonds wird verwaltet und geleitet durch einen 
Verwaltungsrat. Die Mitglieder des Verwaltungs- 
rates sind die Mitglieder des Ausschusses der Präsi- 
denten der Zentralbanken der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, der durch 
Ratsbeschluß vom 8. Mai 1964 über die Zusammen- 
arbeit der Zentralbanken der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft eingesetzt 
worden ist. 

Im Verhinderungsfall können sie sich durch ein an- 
deres Mitglied des Direktionsorgans ihres Instituts 
vertreten lassen. 

Im Verwaltungsrat steht einem Vertreter des Groß- 
herzogtums Luxemburg ein Sitz zu. Er hat Stimm- 
recht in allen Fällen, in denen die Rechte und Pflich- 
ten des Großherzogtums Luxemburg nicht durch die 
Belgische Nationalbank für Rechnung der belgisch- 
luxemburgischen Wirtschaftsunion ausgeübt wer- 
den. 

Ein Mitglied der Kommission nimmt an den Sitzun- 
gen des Verwaltungsrates teil. Es kann sich vertreten 
lassen. 

Artikel 2 

Der Verwaltungsrat handelt bei der Verwirklichung 
der Ziele des Fonds im Rahmen der allgemeinen 
wirtschaftspolitischen Leitlinien, die der Rat auf- 
grund des Vertrages beschließt und entsprechend 
den Richtlinien, die er nach dem Verfahren gemäß 
Artikel 103 des Vertrages erlassen kann. 

Der Verwaltungsrat erstellt am 30. Juni und 31. De- 
zember eines jeden Jahres einen Tätigkeitsbericht 
und übermittelt ihn an Rat und Kommission. 

Artikel 3 

Der Verwaltungsrat vertritt den Fonds. Er beschließt 
über die Organisation des Fonds, über die zu ertei- 
lenden Vollmachten und über die Personen, die Ver- 
pflichtungen zu Lasten des Fonds gegenüber Dritten 
eingehen dürfen. 

Der Verwaltungsrat kann technische Aufgaben hin- 
sichtlich der Durchführung der Transaktionen des 
Fonds einem Agenten übertragen. 

Artikel 4 

Soweit notwendig, werden die Ausgaben für die Ver- 
waltung des Fonds, die nicht durch Einnahmen ge- 
deckt sind, durch Beiträge der Zentralbanken nach 


dem im kurzfristigen Währungsbeistand vorgesehe- 
nen Aufteilungsschlüssel finanziert. 

Die Verwendung etwaiger Gewinne wird vom Ver- 
waltungsrat geregelt. 

Artikel 5 

Die Transaktionen des Fonds werden in einer euro- 
päischen Redinungseinheit ausgedrückt, deren Wert 
0,88867088 Gramm Feingold beträgt. 

Andern alle Mitgliedstaaten die Parität ihrer Wäh- 
rung, und zwar gleichzeitig und in gleicher Richtung, 
wird der Wert der Rechnungseinheit automatisch 
geändert: 

— im Falle einer Änderung gleichen Umfangs; in 
Richtung und im Umfang der Änderung der Pari- 
täten; 

— im Falle einer Änderung unterschiedlichen Um- 
fangs: in Richtung der Änderung und in einem 
Umfang, der der geringsten Paritätsänderung ent- 
spricht, es sei denn, der Rat bestimmt eine grö- 
ßere Änderung. In diesem Fall beschließt der Rat 
innerhalb einer Frist von drei Tagen nach der 
Bekanntgabe der Paritätsänderung desjenigen 
Staates, der als erster eine Änderung der Parität 
seiner Währung bekanntgegeben hat, und ent- 
sprechend den im letzten Absatz dieses Artikels 
festgelegten Verfahren. 

Unter gleichzeitigen Änderungen sind Änderungen 
der Parität der Währungen von Mitgliedstaaten zu 
verstehen, die innerhalb der vorgenannten Frist von 
drei Tagen erfolgen. 

Alle anderen Änderungen des Wertes der Rech- 
nungseinheit werden vom Rat einstimmig auf Vor- 
schlag der Kommission und nach Stellungnahme des 
Währungsausschusses beschlossen. 

Artikel 6 

Der Fonds besitzt in jedem Mitgliedstaat die wei- 
testgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die ju- 
ristischen Personen nach dessen Rechtsvorschriften 
zuerkannt ist. Er kann insbesondere bewegliches 
und unbewegliches Vermögen erwerben und veräu- 
ßern, Kredite erhalten und gewähren, Gelder, die er 
verwaltet, anlegen, Personal einstellen und vor Ge- 
richt auftreten. 

Artikel 7 

Die Bestimmungen des Protokolls über Vorrechte 
und Befreiung der Europäischen Gemeinschaften gel- 
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ten für den Fonds, den Verwaltungsrat und das Per- 
sonal des Fonds. 

Artikel 8 

Die im Artikel 214 des Vertrages vorgesehene Ver- 
pflichtung zur Wahrung des Dienstgeheimnisses gilt 
für die Mitglieder des Verwaltungsrates, das betei- 
ligte Mitglied der Kommission oder das es vertritt 
und für alle anderen Personen, die an der Tätigkeit 
des Fonds mitwirken. 


Artikel 9 

Die Tätigkeit des Fonds erzeugt die außervertrag- 
liche Haftung der Gemeinschaft gemäß Artikel 215 
Absatz 2 des Vertrages. 


Artikel 10 

Der Verwaltungsrat erstellt die Geschäftsordnung 
des Fonds. 
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